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1.

Dass bei einem standardisierten Messverfahren (hier: PoliScan
FM1, Softwareversion 4.4.9) Messdaten nicht gespeichert werden,
führt nicht zu einem Beweisverwertungsverbot. Die Verwertbarkeit
des Messergebnisses hängt nicht von der Rekonstruierbarkeit des
Messvorgangs anhand gespeicherter Messdaten ab.

2.

Wird in der Hauptverhandlung Widerspruch gegen die Verwertung
eines Beweismittels erhoben, ist es von Rechts wegen nicht
geboten, dass sich das Tatgericht hierzu durch einen
Zwischenbescheid oder in den Urteilsgründen äußert. Das
Unterbleiben einer tatrichterlichen Äußerung zu dem
Verwertungswiderspruch verletzt weder den Anspruch auf
rechtliches Gehör noch den Grundsatz des fairen Verfahrens.
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Beschluss vom 22. Februar 2022, IV-2 RBs 25/22
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Die Rechtsbeschwerde wird als unbegründet verworfen.

Der Beschwerdeführer trägt die Kosten des Rechtsmittels.

 

G r ü n d e :

I.

Das Amtsgericht hat den Betroffenen wegen fahrlässiger Überschreitung der zulässigen
Höchstgeschwindigkeit innerhalb geschlossener Ortschaften um 21 km/h zu einer Geldbuße
von 104 Euro verurteilt.

Der Einzelrichter hat die hiergegen gerichtete Rechtsbeschwerde des Betroffenen mit
Beschluss vom 17. Februar 2022 zur Fortbildung des Rechts zugelassen und hat die Sache
dem Bußgeldsenat in der Besetzung mit drei Richtern übertragen.

Der Betroffene hat die Sachrüge erhoben und verfahrensrechtlich beanstandet, dass das mit
dem Laserscanner PoliScan FM1 (Softwareversion 4.4.9) ermittelte Messergebnis mangels
Speicherung von Messdaten einem Beweisverwertungsverbot unterliege und das Amtsgericht
den dazu durch den Verteidiger zu Beginn der Hauptverhandlung angebrachten Widerspruch
weder in der Sitzung noch in den Urteilsgründen beschieden habe.

II.

Die zugelassene Rechtsbeschwerde hat in der Sache keinen Erfolg.

1.

Die in zulässiger Weise erhobenen Verfahrensrügen greifen nicht durch.

a)

Der Senat und andere Oberlandesgerichte haben bereits mehrfach entschieden, dass der
Messvorgang nicht rekonstruierbar sein muss und die Verwertbarkeit des Messergebnisses
nicht von der nachträglichen Überprüfbarkeit anhand gespeicherter Messdaten abhängt (vgl.
Senat BeckRS 2020, 4049; OLG Köln BeckRS 2019, 23786; OLG Oldenburg BeckRS 2019,
20646; OLG Schleswig BeckRS 2019, 33009; BayObLG NZV 2020, 322 = BeckRS 2019,
31165; OLG Karlsruhe BeckRS 2020, 29; OLG Hamm BeckRS 2020, 550; OLG Brandenburg
BeckRS 2020, 1077; BeckRS 2020, 3291; BeckRS 2020, 4369; BeckRS 2020, 4376; OLG
Zweibrücken BeckRS 2020, 5104; OLG Bremen BeckRS 2020, 5935; NStZ 2021, 114 =
BeckRS 2020, 5965; OLG Jena BeckRS 2020, 24234; KG Berlin BeckRS 2019, 41508;
BeckRS 2020, 6521; BeckRS 2020, 18283; OLG Dresden NJW 2021, 176; a. A. VerfGH
Saarland NJW 2019, 2456 = NZV 2019, 414).

An den in diesen Entscheidungen dargelegten Argumenten wird festgehalten. So besteht die
Möglichkeit einer nachträglichen Überprüfung anhand gespeicherter Messdaten etwa auch
nicht bei der als standardisiertes Messverfahren anerkannten Geschwindigkeitsmessung mit
dem nicht dokumentierenden Lasermessgerät Riegl FG 21-P („Laserpistole“). Auch kennen
andere Messmethoden wie etwa die Verwendung von digitalen Waagen,
Entfernungsmessern, Thermometern und Geräten zur Bestimmung der
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Atemalkoholkonzentration in der Regel keine Speicherung von Messdaten, ohne dass
Gerichte oder der Gesetzgeber (vgl. § 24a Abs. 1 StVG für die Atemalkoholkonzentration)
deshalb zur Annahme eines rechtsstaatlichen Defizits gelangt wären.

b)

Der Widerspruch, den der Verteidiger zu Beginn der Hauptverhandlung gegen die
Verwertung des mit dem Laserscanner PoliScan FM1 (Softwareversion 4.4.9) ermittelten
Messergebnisses angebracht hat, bedurfte keiner Bescheidung durch das Amtsgericht, so
dass insoweit weder das rechtliche Gehör versagt noch der Grundsatz des fairen Verfahrens
verletzt wurde.

Nach der sog. Widerspruchslösung der Rechtsprechung besteht kein
Beweisverwertungsverbot, wenn der verteidigte oder insoweit richterlich belehrte Angeklagte
der Beweisverwertung nicht bis zu dem in § 257 Abs. 1 StPO genannten Zeitpunkt
widerspricht (vgl. statt vieler: BGH NStZ 2006, 348; NStZ 1997, 502; OLG Hamm NJW 2009,
242). Fehlt es an einem solchen Widerspruch, führt dies für die Revision zur Rügepräklusion
(vgl. BGH NJW 2015, 265, 266; NJW 2018, 2279; OLG Celle NStZ 2014, 118, 119). Die
Widerspruchsobliegenheit besteht auch im Bußgeldverfahren (vgl. Senat BeckRS 2019,
25099 = DAR 2020, 209; OLG Brandenburg BeckRS 2020, 4261; OLG Zweibrücken BeckRS
2020, 5104).

Wird in der Hauptverhandlung seitens der Verteidigung Widerspruch gegen die Verwertung
eines Beweismittels erhoben, ist ein Zwischenbescheid, in dem sich das Tatgericht zur Frage
eines Beweisverwertungsverbots äußern müsste, nicht vorgesehen, wenn auch nicht
unzulässig (vgl. BGH NStZ 2007, 719; nachfolgend in der derselben Sache: BVerfG BeckRS
2009, 140731). Der Widerspruch dient der Vermeidung der Rügepräklusion und soll dem
Tatgericht in der Hauptverhandlung verfahrensfördernd die Möglichkeit und Veranlassung
geben, dem gerügten Verfahrensfehler freibeweislich nachzugehen (vgl. BGH NJW 2007,
3587, 3589; NJW 2018, 2279, 2280). Ein solcher Aufklärungsbedarf bestand vorliegend nicht,
da die tatsächlichen Gegebenheiten des hier verwendeten Messverfahrens (Laserscanner
PoliScan FM1, Softwareversion 4.4.9) bekannt sind. Zudem hatte der Verteidiger selbst ein
Privatgutachten vorgelegt, das sich grundsätzlich mit diesem Messgerätetyp nebst neuer
Softwareversion wie auch mit der konkreten Messung befasste.

Im Übrigen konnte sich der Verteidiger - der Betroffene war nach Entbindung von der
Verpflichtung zum persönlichen Erscheinen selbst nicht anwesend - auch ohne ausdrückliche
Erklärung des Amtsgerichts auf das weitere Verfahren einstellen. Denn es hat das
Messergebnis (Messprotokoll, Datenfeld des Messfotos, XML-Datei) nach Erhebung des
Widerspruchs in die Hauptverhandlung eingeführt, was darauf schließen ließ, dass es diese
Beweismittel auch unter Berücksichtigung des Widerspruchs und dessen Begründung
verwerten wollte.

Auch in dem schriftlichen Urteil musste das Amtsgericht den Widerspruch nicht bescheiden.
Ausführungen zur Verwertbarkeit von Beweismitteln sind in § 267 StPO nicht vorgesehen und
von Rechts wegen nicht geboten (vgl. BGH NStZ-RR 2007, 244; NJW 2009, 2612, 2613).
Welches Messverfahren verwendet wurde, ist in dem Urteil festgestellt worden. Anders als
etwa im Falle der Beanstandung einer polizeilichen Beschuldigtenvernehmung bedurfte es im
Hinblick auf das geltend gemachte Beweisverwertungsverbot keiner weiteren
Sachaufklärung. Durch die Verwertung des Messergebnisses hat das Amtsgericht inzident
klar zum Ausdruck gebracht, dass es den zur Kenntnis genommenen Widerspruch nicht für
durchgreifend erachtet hat und der oben zitierten Rechtsprechung des übergeordneten
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Senats wie auch zahlreicher anderer Oberlandesgerichte gefolgt ist. Ein Erkenntnisgewinn für
den Verteidiger, dem diese Rechtsprechung ohnehin bekannt ist, hätte sich nicht ergeben,
wenn der Widerspruch in den Urteilsgründen unter Hinweis auf einige Fundstellen der
ständigen OLG-Rechtsprechung ausdrücklich beschieden worden wäre.

Bei dem Widerspruch handelt es sich um eine den Betroffenen bzw. Verteidiger treffende
Obliegenheit, deren Erfüllung Voraussetzung für die Verfahrensrüge in der
Rechtsbeschwerdeinstanz ist. Das Amtsgericht konnte sich zu dem Widerspruch äußern,
musste dies aber nicht. Ein Verwertungswiderspruch ist unter den Gesichtspunkten des
rechtlichen Gehörs und des fairen Verfahrens nicht einem Antrag gleichzustellen, den das
Tatgericht zu bescheiden hat (z. B. Beweisantrag, Antrag auf Aussetzung der
Hauptverhandlung).

2.

Auch die Nachprüfung des Urteils aufgrund der Sachrüge hat keinen Rechtsfehler zum
Nachteil des Betroffenen ergeben. Die rechtsfehlerfrei getroffenen Feststellungen tragen den
Schuldspruch wegen fahrlässiger Überschreitung der zulässigen Höchstgeschwindigkeit. Die
Erhöhung der Regelgeldbuße von 80 Euro (Nr. 11.3.4 BKat in der bis zum 8. November 2021
gültigen Fassung) auf 104 Euro ist angesichts der festgestellten Vorbelastungen nicht zu
beanstanden.

III.

Die Kostenentscheidung folgt aus § 46 Abs. 1 OWiG, § 473 Abs. 1 Satz 1 StPO.
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